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Steuerrecht 

> Grunderwerbsteuer: Anteilsvereini-
gung bei Erwerb eines eigenen An-
teils durch eine GmbH 

Von Frank Dißmann, Rödl & Partner Nürnberg 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in seiner jüngst 

veröffentlichten Entscheidung vom 20. Januar 
2015 (Az. II R 8/13) entschieden, dass der einzig 
verbleibende Gesellschafter einer grundbesitzen-

den Kapitalgesellschaft (hier: GmbH) den grund-
erwerbsteuerlichen Tatbestand einer Anteilsverei-
nigung auch dann erfüllt, wenn nicht er selbst, 
sondern die GmbH den Geschäftsanteil des ande-

ren Gesellschafters erwirbt. Dieser Entscheidung 
lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 

Der Kläger war gemeinsam mit einem weiteren 
Gesellschafter (O) je zur Hälfte an einer GmbH 
beteiligt. Entsprechend den Ausweisen in den 

Jahresabschlüssen war das Stammkapital in Höhe 
von 50.000 Euro voll eingezahlt. Die GmbH er-
warb im Jahr 2004 Grundbesitz. Mit notariellem 
Vertrag vom 28. Dezember 2005 trat O seinen 

GmbH-Geschäftsanteil aufgrund eines zuvor 
mündlich abgeschlossenen Kaufvertrags an die 
GmbH ab. Der beurkundende Notar übersandte 

die Vertragsurkunde, die keinen Hinweis auf den 
Grundbesitz der GmbH enthielt, mit einem Kurz-
brief vom 29. Dezember 2005 an das beklagte 

Finanzamt.  
 
Nach Ansicht des Finanzamts wurde aufgrund der 
Notarurkunde der Tatbestand einer Anteilsvereini-

gung im Sinne des § 1 Abs. 3 Nr. 1 Grunder-
werbsteuergesetz (GrEStG) in der im Streitfall gel-
tenden Fassung verwirklicht und setzte die 

Grunderwerbsteuer in Höhe von 73.780 Euro fest. 
Während des Einspruchsverfahrens wurde der 
Vertrag vom 28. Dezember 2005 im Rahmen einer 

weiteren Notarurkunde mit sofortiger Wirkung 
aufgehoben und stattdessen hat O seinen nun-
mehr bestehenden geteilten Gesellschaftsanteil 
sowohl an die GmbH als auch an die Ehefrau des 

Klägers veräußert. Dennoch hat das Finanzamt 
den Einspruch als unbegründet zurückgewiesen. 
Daraufhin hat der Kläger entsprechend Klage bei 

dem Finanzgericht eingereicht. Seiner Ansicht 
nach war der Vertrag vom 28. Dezember 2005 
unwirksam, da die Vereinbarung über den Erwerb 

eigener Anteile durch die GmbH gegen die zwin-
genden Regelungen in § 33 GmbHG, die einen 
solchen Erwerb eigener Anteile nur unter beson-
deren Voraussetzungen ermöglicht, verstoßen hat. 

Aus diesem Grund hätte die Steuerfestsetzung 
nach § 16 GrEStG aufgehoben werden müssen. 
Davon abgesehen, vertrat der Kläger die Ansicht, 

dass die Höhe der Grunderwerbsteuer aufgrund 
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einer nicht zutreffenden Bemessungsgrundlage zu 
hoch ermittelt worden sei. Das Finanzgericht hat 

dem Finanzamt Recht gegeben. 
 
Der BFH hat sich der Sichtweise des Finanzgerichts 
angeschlossen und die Klage als unbegründet 

zurückgewiesen. Seiner Ansicht nach ist durch 
den Erwerb eines eigenen Gesellschaftsanteils 
durch die GmbH der Tatbestand der Anteilsverei-

nigung erfüllt, sodass dieser Vorgang zutreffend 
der Grunderwerbsteuer unterlag. Darüber hinaus 
kann die Steuerfestsetzung auch nicht nach § 16 

GrEStG rückwirkend aufgehoben werden.  
 
Der Tatbestand einer grunderwerbsteuerlichen 
Anteilsvereinigung ist auch gegeben, wenn der 

einzige verbleibende Gesellschafter einer grund-
besitzenden GmbH nicht selbst, sondern die 
GmbH den Gesellschaftsanteil des anderen Gesell-

schafters kauft. Zwar kann eine GmbH zivilrecht-
lich auch eigene Anteile halten, dies ändert jedoch 
nichts daran, dass sie begrifflich keine von ihr 

selbst verschiedene Person sein kann. Der Gesell-
schafter, der mindestens 95 Prozent der nicht von 
der Kapitalgesellschaft selbst gehaltenen Anteile 
an dieser besitzt, beherrscht das Vermögen der 

Gesellschaft, sodass der Steuertatbestand erfüllt 
ist. Dieselben Grundsätze gelten auch im Rahmen 
des § 1 Abs. 3 Nr. 2 GrEStG für den Fall, dass der 

Anteilsvereinigung kein schuldrechtliches Geschäft 
(§ 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG) vorausgegangen ist. 
Nach Ansicht des BFH sind die Voraussetzungen 

im Streitfall erfüllt.  
 
Hinsichtlich des Vortrags des Klägers, dass die 

Notarurkunde vom 28. Dezember 2005 wegen 
eines Verstoßes gemäß § 33 GmbHG nichtig sei, 
teilt der BFH diese Sichtweise ebenfalls nicht. Nach 
dieser Vorschrift kann eine Kapitalgesellschaft 

eigene Gesellschaftsanteile, auf welche die Einla-
gen noch nicht vollständig geleistet sind, nicht 
erwerben oder als Pfand nehmen. Insofern würde 

ein Verstoß zwingend zur Nichtigkeit führen. Al-
lerdings war der Gesellschaftsanteil des O an der 
GmbH entsprechend den Feststellungen des Fi-

nanzgerichts bei Abschluss des Vertrags vom 28. 
Dezember 2005 voll eingezahlt, sodass ein Ver-
stoß nicht gegeben ist. Selbst wenn dies zuträfe, 
wäre dennoch lediglich das schuldrechtliche Ge-

schäft nichtig. Der Anteilserwerb selbst wäre aber 

dennoch wirksam, sodass sich die Rechtmäßigkeit 
der Steuerfestsetzung in diesem Fall aus § 1 Abs. 

3 Nr. 2 GrEStG ergibt.  
 
Schließlich kommt der BFH zu dem Ergebnis, dass 
auch die Aufhebung des ursprünglichen Vertrags 

keinen Anspruch auf Aufhebung der Steuerfest-
setzung begründet. Zwar sieht die Begünstigungs-
vorschrift  des § 16 GrEStG vor, dass für den Fall 

des Rückerwerbs des veräußerten Grundstücks 
durch den Veräußerer auf Antrag sowohl für den 
Rückerwerb als auch für den vorausgegangenen 

Erwerbsvorgang die Grunderwerbsteuer nicht 
festgesetzt oder die Steuerfestsetzung aufgeho-
ben wird, wenn der Rückerwerb innerhalb von 
zwei Jahren seit der Entstehung der Steuer für den 

vorausgegangenen Erwerbsvorgang stattgefunden 
hat. Allerdings kann auf diese Begünstigungsvor-
schrift nur zurückgegriffen werden, wenn dessen 

einzelne Tatbestände erfüllt sind. Voraussetzung 
ist, dass der Erwerbsvorgang, der rückabgewickelt 
wird, gegenüber den zuständigen Finanzbehörden 

ordnungsgemäß angezeigt worden ist (§§ 18, 19 
GrEStG). Eine solche ordnungsgemäße Anzeige 
liegt vor, wenn der Vorgang innerhalb der gesetz-
lichen Anzeigefristen dem Finanzamt in einer Wei-

se bekannt gegeben wird, dass es die Verwirkli-
chung eines grunderwerbsteuerlichen Tatbestands 
prüfen kann. Hierzu muss die Anzeige grundsätz-

lich an die Grunderwerbsteuerstelle des zuständi-
gen Finanzamts übermittelt werden. Im Streitfall 
ist eine solche ordnungsgemäße Anzeige jedoch 

nicht erfolgt, denn der Kläger hat den Erwerbs-
vorgang entgegen seiner gesetzlichen Pflicht nicht 
angezeigt. Die Anzeige des Klägers wurde auch 

nicht durch die den gesetzlichen Anforderungen 
entsprechende Anzeige des Notars ersetzt. Zudem 
wurde die Mitteilung des Notars weder an die 
zuständige Grunderwerbsteuerstelle des Finanz-

amts adressiert, noch als Anzeige nach dem 
Grunderwerbsteuergesetz gekennzeichnet. Zudem 
ging aus der Mitteilung des Notars und der beige-

fügten Vertragsurkunde nicht hervor, dass es sich 
bei der GmbH um eine grundbesitzende Gesell-
schaft handelt, sodass das Finanzamt nicht die 

vorgesehenen Prüfungsschritte einleiten konnte. 
Aus diesem Grund versagte der BFH dem Kläger 
die Möglichkeit, sich auf eine Aufhebung der 
Steuerfestsetzung gemäß § 16 GrEStG zu beru-

fen.  
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Die vorstehende BFH-Entscheidung verdeutlicht 
nochmal, wie sensibel die Steuerpflichtigen bei 

Transaktionen vorgehen sollten, wenn diese un-
mittelbar bzw. mittelbar inländischen Grundbesitz 
im Sinne des Grunderwerbsteuergesetzes tangie-
ren. Ebenso kann die grundsätzlich für den Steu-

erpflichtigen vorteilhafte Möglichkeit einer an-
tragsbedingten Rückabwicklung sowie Aufhebung 
der ursprünglichen Steuerfestsetzung nur zielfüh-

rend sein, wenn die formalen Anzeigepflichten 
vom Steuerpflichtigen genauestens beachtet wer-
den. 

 
Kontakt für weitere Informationen 

 Frank Dißmann 

Diplom-Kaufmann 

Steuerberater 
Tel.: + 49 (9 11) 91 93 – 10 20  

E-Mail: frank.dissmann@roedl.de 

 
 

BaFin-Publikation 

> BaFin Veröffentlichung: Tätigkeitsbe-

richt der Schlichtungsstelle nach 
KAGB der BaFin 

Von Sebastian Schüßler, Rödl & Partner Hamburg 

Am 30. März dieses Jahres hat die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) den Tä-

tigkeitsbericht ihrer Schlichtungsstelle veröffent-
licht. Anlässlich dieser Veröffentlichung sollen in 
diesem Beitrag die Grundlagen des BaFin-
Schlichtungsverfahrens sowie mit Schlichtungsver-

fahren zusammenhängende Gestaltungsvarianten 
der Anlagebedingungen von geschlossenen Alter-
nativen Investmentfonds (AIF) in Erinnerung geru-

fen werden. Für interessierte Leser sei darüber 
hinaus darauf hingewiesen, dass der BaFin-
Publikation unter anderem eine graphische Aufbe-

reitung des Schlichtungsverfahrens sowie Äuße-
rungen zur Zusammenarbeit der europäischen 

Schlichtungsstellen untereinander entnommen 
werden können. 

 

Überblick: Schlichtungsverfahren nach dem 

Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) 

Nach Maßgabe der Übergangsvorschrift des § 354 
KAGB war ab dem 22. Juli 2014 von der BaFin 

eine Schlichtungsstelle einzurichten, an die sich 
Verbraucher bei Streitigkeiten in Zusammenhang 
mit den Vorschriften des KAGB wenden können 
(zur Vertiefung vergleiche auch unser zurücklie-

gender Fonds-Brief August 2014). Anleger, die 
Verbraucher im Sinne des § 13 BGB sind, können 
ein solches Schlichtungsverfahren bei der BaFin in 

Gang setzen, indem sie zunächst einen Antrag auf 
Durchführung eines Schlichtungsverfahrens in 
Textform, unter kurzer Schilderung des Sachver-

halts und mit den zum Verständnis der Streitigkeit 
erforderlichen Unterlagen bei der Geschäftsstelle 
der Schlichtungsstelle einreichen. Weiter müssen 
Antragsteller versichern, dass sie in der Streitigkeit 

noch kein Gericht angerufen haben, sie keinen 
Antrag auf Prozesskostenhilfe gestellt haben, der 
abgewiesen worden ist, weil die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat, die Streitigkeit nicht bereits Gegen-
stand eines Schlichtungsverfahrens vor einer 

Schlichtungs- oder Gütestelle, die Streitbeilegung 
betreibt, ist oder war und sie keinen außergericht-
lichen Vergleich mit dem Antragsgegner abge-

schlossen haben. Diese Details sowie weitere Ein-
zelheiten zu den Verfahrensschritten können der 
sogenannten Kapitalanlagenschlichtungsstellen-
verordnung (KaSchlichtV), auch abrufbar auf der 

Website der BaFin, entnommen werden. 
 

BaFin-Schlichtungsstelle als „Auffang-

Schlichtungsstelle” 

Es ist zu beachten, dass nach Maßgabe des KAGB 

Schlichtungsaufgaben auch auf private Stellen 
übertragen werden können. In Bezug auf Streitig-
keiten bei geschlossenen AIF sind hier die Om-

budsstelle für Investmentfonds des BVI Bundes-
verband Investment und Asset Management e.V. 
sowie die Ombudsstelle für Geschlossene Fonds 

e.V. zu nennen. Soll ein Verfahren vor einer dieser 
beiden privaten Stellen durchgeführt werden, so 
setzt dies voraus, dass das jeweilige Unternehmen, 
gegen das sich der antragstellende Verbraucher 

wendet, dem jeweiligen Verband angehört und an 
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dem eingerichteten Schlichtungsverfahren teil-
nimmt bzw. sonst sich dem dortigen Schlich-

tungsverfahren angeschlossen hat. Ist die Zustän-
digkeit einer der privaten Stellen in einem konkre-
ten Streitfall eröffnet, so geht diese (private) Zu-
ständigkeit der der BaFin-Schlichtungsstelle vor. 

 

Private Schlichtungsverfahren in den Anlage-

bedingungen von AIF 

Bei der Konzeption von AIF ist bei der Abfassung 
der Anlagebedingungen in diesem Zusammen-

hang zu beachten, dass Kosten, die in Bezug auf 
private Schlichtungsverfahren entstehen, in einer 
eigene Regelung innerhalb der Anlagebedingun-

gen abgebildet werden können. Die BaFin eröff-
net insoweit in ihrer Veröffentlichung „Muster-
bausteine für Kostenklauseln geschlossener Publi-
kumsinvestmentvermögen” vom 2. Oktober 2014 
auf der dortigen Seite 8 innerhalb des Unter-
punkts „Aufwendungen, die zu Lasten der Gesell-
schaft gehen” mit der nachfolgenden Formulie-

rung die Möglichkeit vor, solche Kosten dem AIF 
(=„Gesellschaft”) zu belasten: 
 

„Gebühren und Kosten, die von staatlichen und 
anderen öffentlichen Stellen in Bezug auf die Ge-
sellschaft erhoben werden” 
 
Wie sich aus dem zugehörigen Bearbeiterhinweis 
ergibt, wird unter dem Begriff der „anderen öf-
fentlichen Stelle” auch eine private Stelle (wie die 
oben genannten Ombudsstellen) verstanden, auf 
die die Schlichtungsaufgaben nach § 342 KAGB 

übertragen worden sind. 
 
Kontakt für weitere Informationen 

 Sebastian Schüßler 

Rechtsanwalt 

Tel.: + 49 (40) 22 92 97 – 532 

E-Mail: sebastian.schuessler@roedl.de 

 
 
 

 
 

Breit aufstellen 
 

„Steuern, Finanzen, Recht – unsere Mandanten haben das Vertrauen zu uns, 
dass wir Ihre Angelegenheiten mit breit aufgestellten Kompetenzen verfolgen.“ 
 
Rödl & Partner 

 
„Jeder Menschenturm beginnt mit einer breit aufgestellten Basis, damit die 
Castellers an der Spitze einen sicheren Stand haben.“ 
 
Castellers de Barcelona 

 

„Jeder Einzelne zählt“ – bei den Castellers und bei uns. 
 

Menschentürme symbolisieren in einzigartiger Weise die Unternehmenskultur 
von Rödl & Partner. Sie verkörpern unsere Philosophie von Zusammenhalt, 
Gleichgewicht, Mut und Mannschaftsgeist. Sie veranschaulichen das Wachstum 
aus eigener Kraft, das Rödl & Partner zu dem gemacht hat, was es heute ist.  
 

„Força, Equilibri, Valor i Seny“ (Kraft, Balance, Mut und Verstand) ist der ka-
talanische Wahlspruch aller Castellers und beschreibt deren Grundwerte sehr 

pointiert. Das gefällt uns und entspricht unserer Mentalität. Deshalb ist Rödl & 
Partner eine Kooperation mit Repräsentanten dieser langen Tradition der Men-
schentürme, den Castellers de Barcelona, im Mai 2011 eingegangen. Der Verein 
aus Barcelona verkörpert neben vielen anderen dieses immaterielle Kulturerbe. 
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